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durch

den Richter am Verwaltungsgericht K a i s e r als Einzelrichter

für Recht erkannt:

Die Beklagte wird unter teilweiser Aufhebung des Bescheides des Bun_
desamtes für Migration und Flüchflinge vom 14.1 1.2oor verpflichtet, fest-
zustellen, dass in der Person des Klägers die voraussefzungen des $ 60
Abs. 1 AufenthG vorliegen.

lm Übrigen wird die Klage abgewiesen.

Die Kosten des verfahrens, für das Gerichtskosten nicht erhoben werden,
tragen der Kläger und die Beklagte je zur Hä|fte.

Das urteil ist hinsichtlich der Kosten voriäufig vollstreckbar.

Der jeweil ige Kostenschuldner kann die Vollstreckung durch Sicherheits-
leistung oder Hinterlegung in Höhe des beizutreibendän Betrages abwen-
den, wenn nicht der jeweil ige Gläubiger Tuvor sicherheit in glächer Höhe
leistet.

Ta tbes tand :

Der im Jahre 1980 geborene Kläger ist iranischer Staatsangehöriger. Er reiste nach
eigenen Angaben am 22.11.20A2 aus der Türkei kommend auf dem Luftweg in die
Bundesrepublik Deutschland ein und beantragte seine Anerkennung als Asylberech-
tigter.

Das nach der Einreise durchgeilhrte Asylverfahren wurde durch Urteil des Verwal-
tungsgerichts Arnsberg vom 07.11.2003 - 12K 5139/02.A - rechtskräftig negativ ab-
geschlossen' Zur Begründung wurde ausgeführt, das Vorbringen des Kälers zu
seinem Verfolgungsschicksal im lran sei nicht glaubhaft. Sein übertritt zum
Christentum in der Bundesrepublik Deutschland sei als Nachfluchtgrund unbeacht-
l ich, Abschiebungshindernisse gemäß g 51 Abs. .1 AuslG seien nicht gegeben, da
der Kläger keine missionarische Tätigkeit in bedeutendem Umfang ausübe und auch
seine exilpolit ischen Tätigkeiten nicht von Gewicht seien.
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lran nicht möglich sein. Man habe ihm also nur Angst machen wollen, damit er setne

Forschungen aufgebe oder nichts mehr darüber schreibe. Zunächst habe er alle
seine Artikel nur unter seinem Vornamen veröffentlicht. Man habe sich aber offenbar

Mühe gegeben, seinen ganzen Namen herauszubekommen und kenne diesen
Namen offensichfl ich, wie sich aus den lekten Mails ergäbe, beispielsweise sei in

einer E-Mail, die er am 01.05.2008 erhalten habe, sein voller Name erwähnt. ln

dieser E-Mail werde er darauf hingewiesen, dass man noch weitere Personen in Haft
habe und diese auch öffentl ich hinrichte oder hingerichtet habe. Er solle sich daran
ein Beispiel nehmen und seine Aktivitäten beenden.

Er habe sich jedoch zum Christentum bekannt und fühle sich deshalb aucn ver-
pfl ichtet, seine Meinung und sein christl iches Bekenntnis zu verheten und auch deut-
l ich Stellung zu nehmen. Aus diesem Grunde arbeite er auch an der Ubersezung der
Bibel in die persische Sprache mit. An einer ÜberseEung in arabischer Sprache

habe er bereits mitgewirkt. Die ÜberseEung in der Sprache Farsi werde noch in
diesem Jahr endgültig erscheinen und er werde in dieser neuüberarbeiteten Fassunq

als Bearbeiter benannt.

Der Kläger beantragt,

die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides des Bundesamtes für

Migration und Flüchtl inge vom 14.11.2007 verpfl ichten, ihn als Asylbe-

rechtigten anzuerkennen sowie fesEustellen, dass die VorausseEungen

des $ 60 Abs. 1 AufenthG, hilfsweise die VorausseEungen des g 60 Abs.
2 - 5, 7 AufenthG vorlieqen.

Die Beklagte beantragt.

Die Klage abzuweisen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird Bezug genom-

men auf die Gerichtsakte und die Verwaltungsvorgänge der Beklagten sowie den
Inhalt der Lagerakten des Gerichts zur Lage im lran, die Gegenstand der mündlichen
Verhandlung waren.
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Entsche idungsgründe :

Die Klage ist zulässig, jedoch nur in dem aus dem Tenor ersichüichen Umfanq auch
begründet.

Der Asylantrag des Klägers scheitert nach wie vor daran, dass davon auszugehen
ist, dass er aus einem sicheren Drittstaat aus in die Bundesrepublik Deutschland
eingereist ist. Der Kläger hat auch im Folgeverfahren - was hier allein in Betracht
käme - keine neuen Beweismittei vorgelegt, die eine für ihn günstigere Entscheidung
herbeigefrihrt haben würden (g 51 Abs. 1 Nr. 2 VwVfG).

$ 26 a Abs. 2 AsylVfG trifft indes nur irn Hinbiick auf das "große" Asylrecht des
Art. 16a Abs. 1 GG, nicht jedoch für das "kleine" i.S.v. g 60 Abs. 1 AufenthG zu.
Diese Bestimmung ist daher auch in den Fällen einer Einreise aus sicheren Dritt-
staaten beachtlich und vermittelt dem Kläger im vorliegenden Fall durchgreifenden
SchuE vor einer Abschiebung in den lran mit der Folge, dass die Klage insoweii be-
gründet ist.

Gem. $ 60 Abs. 1 AufenthG darf ein Ausländer nicht in einen Staat abgeschoben
werden, in dem sein Leben oder seine Freiheit wegen seiner Rasse, Religion,
Staatsangehörigkeit, seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe ooer
wegen seiner polit ischen Überzeugung bedroht ist. Übereinstimmung besteht für die
Verfolgungsbegriffe des Art. 16 a Abs. 1 GG und des g 60 Abs. 1 AufenthG in der
Bestimmung der Verfolgungsmaßnahme, der geschützten Rechtsgüter und vor allem
des politischen Charakters der Veriolgung. Politisch Verfolgter ist, wer in Anknüpfung
an seine polit ische Überzeugung, seine religiöse Grundentscheidung oder an für ihn
unverfügbare Merkmale, die sein Anderssein prägen, gezielt Rechtsverlelzungen
ausgeseEt ist, die ihn ihrer Intensität nach aus der übergreifenden Friedensordnung
der staatl ichen Einheit ausqrenzen.

Vgl. BVerfG, Beschluss vom i0.07.1989 - 2 BvR 502g6 u. a. -

BVerfGE 80, 315 (333 ff.).
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Cb eine in dieser Weise spezifische Zielrichtung vorliegt, die Verfolgung mithin .we-
gen" eines Asylmerkmals enoigt, ist anhand ihres inhaltl ichen Charakters nach der
erkennbaren Gerichtetheit der Maßnahme selbst zu beurteilen, nicht aber nach den
subjektiven Gründen und Motiven, die den Verfolgenden dabei leiten. Unmenschliche
Behandlung, insbesondere Folter, kann sich, auch wenn sie im Zusammenhang mit
Maßnahmen angewandt wird, die einem an sich legitimen Rechtsgüterschutz dienen,
als asylrelevante Verfolgung darstellen, wenn sie wegen asylrelevanter Merkmale
oder im Blick auf diese in verschärfter Form einqeseizt wird.

Vgl. BVerfG, Beschtuss vom 14.05.2003 - 2 BvR ßUA1 _,

NVwZ-Be i ig .  12003,84 .

Poiit ische Verfolgung i.S.d. Art. 16a Abs. 1 GG ist grundsätzlich staatl iche Verfol-
gung. Jedoch können auch Verfolgungsmaßnahmen Dritter einen Asylanspruch nach
dieser Bestimmung begründen. Sie fallen als mittelbare staaüiche Verfolgung aller-
dings nur dann in den Schutzbereich des Art. 16 a Abs. 1 GG, wenn der Staat für das
Tun der Dritten wie für eigenes Handein verantwortl ich ist. Das ist dann der Fall,
wenn der Staat Verfolgungsmaßnahmen Driiter anregt oder derartige Handlungen
unterstützt, bil l igt oder tatenlos hinnimmt. Eine tatenlose Hinnahme liegt nicht bereits
dann vor, wenn die Bemühungen des grundsäfzlich schuEbereiten Staates zur Un-
terbindung asylerheblicher Übergriffe Dritter mit unterschiedlicher Effektivität greifen.

Es kommt vielmehr darauf an, ob der Staat mit den ihm an sich zur Verfi igung
stehenden Mitteln im Großen und Ganzen Schutz gewährt. Davon kann dann keine
Rede sein, wenn der Staat zur Schu2gewährung entweder nicht bereit ist, oder
wenn er sich nicht in der Lage sieht, die ihm an sich verfi igbaren Mittel irn konkreten
Fall gegenüber Verfolgungsmaßnahmen Dritter einzuseEen.

Vgl .  BVerfG, Beschluss vom 01.07,1982 -  2 BvR 478186 u.  a.  - ,

BVerfGE 76,143 (169).

Nach dem durch den Zufluchtgedanken geprägten normativen Leitbild des Asyl-
grundrechts gelten ft ir die Beurteilung, ob ein Asylsuchender polit isch Verfolgter
i. S. d. Art. 16 a Abs. 1 GG ist, unterschiedliche Maßstäbe, je nachdem, ob er seinen
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Heimatstaat auf der Flucht vor eingetretener oder irnmittelbar drohender polit ischer
Venolgung verlassen hat, oder ob er unverfolgt in die Bundesrepublik Deutschland
gekommen ist. lm erstgenannien Fall ist Asyl zu gewähren, wenn der Asylsuchende
vor erneuter Verfolgung nicht hinreichend sicher sein kann. Hat der Asylsuchende
seinen Heimatstaat jedoch unvertolgt verlassen, so kann sein Asylbegehren nach
Art' 16a Abs. 1 GG allenfalls Erfolg haben, wenn ihm aufgrund asylerheblicher
Nachfluchtgründe polit ische Verfolgung mit beachflicher wahrscheinlichkeit droht
(vgl. 5 28 Abs. 2 AsytVfG).

Vgl. BVerfG. Beschlüsse vom 02.07 19g0- 1 BvR 14Trgo u. a. -,
BVerfGE s4,34r (360), und vom 10.0z igB9 - 2 BvR 502rg6 u. a. _,
a .a .o .  s .344 f f . ;BVenwG,  u .  a .  u r te i r  vom03.11 .1992  -gc2 i .g2 - ,
NVwZ 1993, aB6 (aSZ); OVG NRW, Urteit vom 22 04.199g
-8A812/96 .A_ .

In Anwendung dieser rechtl ichen Maßstäbe ist festzustellen, dass für den Kläger das
Abschiebungshindernis des g 60 Abs. 1 AufenthG besteht.

Dies ergibt sich nach Auffassung des Gerichis jedoch noch nicht daraus, dass er im
Folgeverfahren ein angeblich von einem iranischen Gericht stammendes schriftstück
vorgelegt hat' Denn hierbei handelt es sich ersichüich nicht um ein neues Beweis-
mittel im Sinne des $ 51 Abs. 1 Nr. 2 VwVfG, das eine für den Kläger grinstigere Ent-
scheidung herbeigefÜhrt haben würde. Denn es ist davon auszugehen, dass es sich
um ein gefälschtes Dokument handelt. Dies hat das Bundesamt im angefochtenen
Bescheid aufgrund der durchführten technischen Untersuchungen zu Recht ausge-
führt' Auch der Kläger selbst hat in der mrindlichen Verhandlung dazu ausgeführt, er
gehe ebenfalls davon aus, dass es sich um ein gefälschtes Dokument handele. Der
Kläger weist insofern zu Recht auf das Datum der Entscheidung hin, wonach das
angebliche Urteil an einem Freitag gefallt sein müsse. Wenn denn aber Einigkeit
darüber besteht, dass es sich um ein unechtes Dokument handelt, bleibt jedenfalls
im Dunkeln. wer dieses Dokument ausgestellt hat und zu welchem Zwecke es in
Umlauf gebracht worden ist. Es vermag daher auch nicht die Ansicht des Klägers zu
beweisen, das Schriftstück sei von den iranischen Behörden in Umlauf gebracht
worden, um ihn damit zu bedrohen.
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Elne Rückkehr in den lran ist dem Kläger deshalb jedoch nicht zuzumuten, weil er in
der Bundesrepublik Deutschland zum Christentum übergetreten ist und er sich in-
zwischen in seiner Kirche auf eine Weise betätigt, die ihm eine Rückkehr in den tran
einer Verfolgung aus religiösen Gründen ausseEen würde.

N ach stä n dig er obergerichtli che n Rech tsprech u n g

vgl. ovG NRW, Beschrüsse vom 05.0g.200r - 6 A 3293/01.A -, vom
13.02.2002-s A4412t01.A- vom 13.05.2004 -  5 A 1833/04.A- vom
01.06.2005 - 5 A 1 TzTt}s.A- und vom 02.12.200s- 5 A 4684/05.A -;

OVG Hamburg, Urteil vom 29.08.2003 - 1 Bf 1 1/98.A -, Sächsisches OVG,
urteil vom 04.05.200s - A 2 B 524104 -, veröffenilicht in iuris.

sind moslemische Apostaten, ciie in Deutschland zum chrisfl ichen Glauben überge-
treten sind und ihren Glauben hier betätigen, deshalb im lran nur dann mit beacht-
l icher Wahrscheinlichkeit einer Verfolgung ausgeseEt, wenn sie in Deutschland
- über Aktivitäten wie regelmäßige Gottesdienstbesuche oder Gespräche mit Gleich-
gesinnten hinaus - eine missionarische Tätigkeit in herausgehobener position ent-
falten, die nach außen erkennbar und mit Erfolg ausgeübt wird oder die sich aus
sonstigen Gründen ausnahmsweise in vergleichbarer Weise deutlich von der missio-
narischen Tätigkeit anderer Apostaten abhebt. Missionarische Aktivitäten in
Deutschland innerhalb der jeweil igen Kirchengemeinde ohne hervorgehobene
Funktion, im Freundes- oder Bekanntenkreis oder in Form des Ansprechens fremder
Personen auf den christl ichen Glauben vermögen hingegen die Gefahr polit ischer
Verfolgung im Falle der Rückkehr in den lran nicht mit beachtlicher Wahrscheinlich-
keit zu begründen,

9

Das Gericht schließt sich dieser Einschätzung, die auch durch die neueren vorlie-
genden Erkenntnisse nicht in Zweifel gezogen wird, an.

Aufgrund des Ergebnisses der mündlichen Verhandlung ist das Gericht zur übezeu-
gung gelangt, dass sich das Engagement des Klägers für seine Kirchengemeinde
und die missionarische Tätigkeit ausnahmsweise aufgrund der besonderen Um-
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Nach alledem kann die Frage offenbleiben, wie siei die Lage für den Kläger im Hin-
blick auf seine religiöse Betätigung im lran unter Berücksichtigung der Richlinie
20041831 EG des Rates vom 29.04 .2004 (sogenannte Qualifi kationsrichtlinie) darstel-
len würde.

Die Kostenentscheidung beruht auf g 1s5 Abs. z, 1s4 Abs. I vwGo, 83 b AsylVfG

Die Entscheidung Über die vorläufige Vollstreckbarkeit folgt aus SS l6Z VwGO i.V.m.
708 ,711  ZPO.

Rechtsm ittelbelehru ng :

Binnen eines Monats nach Zustellung dieses Urteils kann bei dem Verwaltungsge-
richt Minden (Königswall 8, 32423 Minden oder Postfach 32 40, 32389 Minden)
schriftlich oder in elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung rlbli den etek-tronischen Rechtsverkehr bei den Venrvaltungigerichten und Finänzgerichten imLande Nordrhein-westfaten - ERWO VG/FG - vöm 23.11.2005 (GV. NRW. s. 926)
beantragt werden' dass das Cbervenvaltungsgericht für das Land Nordrhein-West-
falen in Münster die Berufung zulässt. oer Antiag muss das angefochtene Urteil be-zeichnen und die Zulassungsgründe im Sinne aei 5 z8 Abs. 3 AsylverfahrensgeseE
darlegen.

Der Antrag ist durch einen Rechtsanwalt oder Rechtslehrer an einer deutschen
Hochschule im Sinne des HochschulrahmengeseLes mit Befähigung zum Richter-
amt als Bevollmächtigten zu stellen, Juristisöhe Personen des öfienflichen Rechts
und Behörden können sich auch durch Beamte oder Angestellte mit Befahijung zum
Richteramt sowie Diplomjuristen im höheren Dienst vertÄten lassen.

Kaiser
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